Deatsdier Bundestag 
1. Wahlperiode 
1949 


Drudksache Nr. 971 


Mündlicher Beridit 

des Auschusses für Arbeit 
(20. Ausschuß) 

über den Entwurf eines Gesetzes 
über die Schaffung eines besonderen Arbeitgebers für die 
unständigen Hafenarbeiter (Hafensonderbetrieb) 

- Nr. 632 der Drucksachen - 

und 

über den Antrag der Abgeordneten Rademacher, Dr. Schäfer, 
Dr. Friedrich, Juncker, Rüdiger, Stahl, 

Dr. Wellhausen und Fraktion 

betr.: Gesetz über die Bildung von Hafenbetriebs- 
vereinigungen 

- Nr. 260 der Drucksachen - 


Berichterstatter ; 

Abgeordneter Sabel 

Antrag des Ausschusses: 

Der Bundestag wolle besdiliefien, 

1. dem Gesetzentwurf mit den aus der nachstehenden 
Zusammenstellung ersichtlichen Änderungen zuzustimmen ; 

2. den Antrag der Abgeordneten Rademacher, Dr. Schäfer, 
Dr. Friedrich, Juncker, Rüdiger, Stahl, Dr. Wellhausen 
und Fraktion - Nr. 260 der Drucksachen - dmch die 
Beschlußfassung zu Ziffer 1 für erledigt zu erklären. 


Bonn, den 16. Mai 1950 


Der Ausschuß für Arbeit 
Sabel 

Vorsitzender und Berichterstatter 


DracH: Peter Meier, Buldöorf-Slegburg 
7llleln«VcrtrIeb : Dr. Hane Heger, TCnbernach, Breite Straße 30 
unO VdeebaOen, Nlctzfchcftr. l 



Zusammenstellung 

des 

Entwurfs eines Gesetzes 

über die Sdiaffung eines besonderen Arbeitgebers 
für die unständigen Hafenarbeiter 
(Hafensonderbetrieb) 

- Nr. 632 der Drucksachen - 


mit 

Beschlüssen des 

Entwurf 

Entwurf eines Gesetzes über 
die Schaffung eines beson- 
deren Arbeitgebers für die 
unständigen Hafenarbei- 
ter (Hafensonderbetrieb) 

Der Bundestag hat das folgende 
Gesetz beschlossen : 

§ i 

(1) Durch schriftliche Vereinbarung von 
zuständigen Arbeitgeberverbänden 
und Gewerkschaften oder von ein- 
zelnen Arbeitgebern und Gewerk- 
schaften kann von den Betrieben eines 
Hafens, in denen Hafenarbeit geleistet 
wird, zur Schaffung ständiger Arbeits- 
verhältnisse fiu’ die unständigen 
Hafenarbeiter ein besonderer Arbeit- 
geber (Hafeusbn der betrieb) gebildet 
werden. Eine erwerbswirtschaftliche 
Tätigkeit des Hafen sondcrbetriebes 
ist ausgesdilossen. 

(2) Der H a f e n s o n d e r betrieb umfaßt 
audi Betriebe, deren Unternehmer 
weder Mitglied des Arbeitgeberver- 
bandes sind noch selbst die Verein- 
barung nach Absatz 1 abgeschlossen _ 
haben, sofern clie Betriebe, die dem 
die Vereinbarung abschließenden Ar- 
beitgeberverband angehören oder die 
selbst die Vereinbarung abgeschlossen 
haben, nacE Feststellung dev obersten 
Arbeitsbeheirde des Landes oder der 
von ihr bestimmten Stelle im Durch- 
schnitt des "dem Abschluß dur Ver- 
einbarung vovangegangenen Kalen- 
dervierteljahrcs insgesamt niclit weni- 
ger als 50 V. H. der unständigen 
Hafenarbeiter beschäftigt haben. 


den 

20. Aussdiusses 

Besdilüsse des 20. Ausschusses 

Entwurf eines Gesetzes über 
die Schaffung eines beson- 
deren Arbeitgebers für Ha- 
fenarbeiter (Gesamlhafen- 
betrieb) 

Der Bundestag hat das folgende 
Gesetz beschlossen: 

§ 1 
> 

(1) Durch schriftliche Vereinbarung 
von zuständigen Arbeitgeberverbän- 
den und Gewerkschaften oder von 
einzelnen Arbeitgebern und Gewerk- 
schaften kann von den Betrieben eines 
Hafens, in denen Hafenarbeit geleistet 
wird, zur Schaffung stetiger Arbeits- 
verhältnisse für Hafenarbeiter ein 
besonderer Arbeitgeber . (Gesamt - 
hafen betrieb) gebildet werden. Eine 
erwerbswirtsdiaftliche Tätigkeit des 
Gesamthafeobetriebes ist ausge- 
schlossen. 

(2) Der Gesamthalenbetrieb umfaßt 
auch Betriebe, deren Unternehmer 
weder Mitglied des Arbeitgeberver- 
bandes sind noch selbst die Vereinba- 
rung nach Absatz 1 abgesdilossen 
haben, sofern die Betriebe, die dem 
die Vereinbarung absdiließenden 
Arbeitgeberverband angeliören oder 
die selbst die Vereinbarung abge- 
schlossen haben, iiadi Feststellung der 
obersten Arbeitsbehörde des Landes 
oder der von ihr bestimmten Stelle 
im Durchschnitt des dem Abschluß 
der Vereinbarung vorangegaiigenen 
Kalendervierteljahrcs insgesamt nidit 
weniger als 50 v. H. der Hafenarbei- 
ter besdiäftigt haben. 



§ 2 

^(1) Der Hafen sonder betrieb be- 
■ stimmt nach Maßgabe der geltenden 
'Gesetze seine Reditsform, seine Aufga- 
ben, seine Organe und seine Geschäfts- 
führung, insbesondere auch die Grund- 
sätze für die Erhebung, Verwaltung 
und Verwendung von Beiträgen und 
Umlagen; er hat dabei den Begriff 
der Hafenarbeit im Sinne des § 1 
Absatz 1 bindend festzusetzen. 

(2) Die Regelungen nadi Absatz 1 
bedürfen der Genehmigung durch die 
oberste Arbeitsbehörde des Landes; 
die Genehmigung ist widerruflidi. 


§ 3 

Werden Beiträge und Umlagen be- 
schlossen, so hat derHafensonder- 
betrieb einen Rechtsanspruch auf 
die festgesetzten Leistungen gegen 
die Unternehmer der zugehörigen 
Betriebe. Diese haben einen Rechts- 
«anspnich auf die festgesetzten Lei- 
stungen gegen den Hafensonder be- 
ti’ieb. Aufrechnung ist statthaft, der 
ordentliche Rechtsweg ist zulässig. 

§ 4 

Die Verordnung des Landes 
Brepien zur Bildung eines 
Gesamthafenbetriebes in den 
stadtbremischen Häfen vom 
11 . März 1947 (Gesetzblatt 
der Freien Hanses tad t Bre - 
men, Nr. 11 / 1947 ) bleibt 
unberührt. 


§ 2 

(1) Der Gesamthafenbetrieb bestimmt 
nach Maßgabe der geltenden Gesetze 
seine Rechtsform, seine Aufgaben, 
seine Organe und seine Geschäfts- 
führung, insbesondere auch die Grund- 
sätze für die Erhebung, Verwaltung 
und Verwendung von Beiträgen und 
Umlagen; er hat dabei den Begriffe 
der Hafen arbeit im Sinne des § 1 
Absatz 1 bindend festzusetzen. 

(2) Die Regelungen nach Absatz 1 
bedürfen der Genehmigung durdi die 
oberste Arbeitsbehörde des Landes; 
die Genehmigung ist widerruflich. 

(3) Soweit der Gesamthafenbetrieb 
gemäß § 2 Absatz 1 eine nichtge- 
werbsmäfiige Arbeitsvermittlung 
durch zuführen hat, ist er der Auf- 
sicht des Präsidenten des zustän- 
digen Landesarbeitsamtes unter- 
stellt und an dessen Weisungen 
gebunden. 

§ 3 

Werden Beiträge und Umlagen be- 
schlossen, so hat der Gesamthafen- 
betrieb einen Rechtsanspruch auf die 
festgesetzten Leistungen gegen die 
Unternehmer der zugehörigen Betrie- 
be. Diese haben einen Rechtsansprudi 
auf die festgesetzten Leistungen 
gegen den Gesamthafenbetrieb. Auf- 
redmung ist statthaft, der ordent- 
liche Rechtsweg ist zulässig. 


§ 4 

entfällt 



